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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Konsumentenschutzgesetz, das Verbraucher-
gewährleistungsgesetz und das Verbraucher-

behördenkooperationsgesetz geändert werden 
(Warenreparaturrichtlinie-Umsetzungsgesetz – 
WaRUG); 

Begutachtung, 

Stellungnahme 
zu GZ: 2026-0.200.085  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 5. März 2026 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie folgt 

Stellung genommen: 

 

Der vorliegende Entwurf dient der Umsetzung der EU-Richtlinie zur Förderung der Reparatur von 

Waren („Right to Repair“) und verfolgt das Ziel, die Reparatur gegenüber dem Neukauf zu stärken. 

Dies ist ausdrücklich zu begrüßen. Gleichzeitig zeigen sowohl die Begründung der Richtlinie als auch 

der Beschluss der Landesumweltreferent*innenkonferenz 2025, dass erhebliche ökologische Belas-

tungen durch vorzeitige Entsorgung entstehen (CO₂, Ressourcenverbrauch, Abfall), volkswirtschaft-

liche Verluste durch unterlassene Reparaturen anfallen sowie ein konkreter politischer Auftrag zur 

Förderung von Reparaturen besteht, insbesondere durch geeignete finanzielle Maßnahmen. 

 

Der Gesetzesentwurf setzt wichtige rechtliche Rahmenbedingungen (z.B. Reparaturansprüche, In-

formationspflichten). Allerdings bleibt er im Bereich der aktiven Reparaturförderung hinter den 

Möglichkeiten zurück. Insbesondere wird keine konkrete Maßnahme gemäß Artikel 13 der Richtlinie 

verbindlich und dauerhaft ausgestaltet, obwohl die Richtlinie ausdrücklich zumindest eine Förder-

maßnahme verlangt und auf nationaler Ebene bereits erfolgreiche Instrumente existieren. 

 

Erfahrungen zeigen, dass rein rechtliche Ansprüche nicht ausreichen, um das Konsumverhalten we-

sentlich zu verändern. Zentrale Hürden für Reparaturen sind hohe Reparaturkosten im Vergleich 

zum Neukauf, mangelnde Preistransparenz sowie geringe wirtschaftliche Anreize für Konsu-

ment*innen. Finanzielle Förderinstrumente – wie der Wiener Reparaturbon oder der Reparaturbonus 

bzw. die Geräte-Retter-Prämie – haben sich hingegen als wirksam und unmittelbar steuernd erwie-

sen (deutliche Steigerung der Nachfrage nach Reparaturen, Stärkung regionaler Reparaturbetriebe, 

messbare Beiträge zu Ressourcenschonung und CO₂-Reduktion). 
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Die Landesumweltreferent*innenkonferenz hat ausdrücklich gefordert, die Weiterführung und Aus-

weitung des Reparaturbonus zu evaluieren sowie Maßnahmen gemäß Artikel 13 der Richtlinie darzu-

legen. Der vorliegende Entwurf bleibt hinter diesem Auftrag zurück, da keine klare gesetzliche Ver-

ankerung einer Fördermaßnahme erfolgt und insbesondere keine finanzielle Absicherung bestehen-

der Programme vorgesehen ist. 

 

Es wird daher angeregt, eine konkrete Fördermaßnahme aufzunehmen und vorzusehen, dass eine 

bundesweite und dauerhafte Reparaturförderung als Maßnahme gemäß Artikel 13 umgesetzt wird. 

Ebenso wäre es wünschenswert, die Weiterführung der Geräte-Retter-Prämie gesetzlich zu veran-

kern und durch eine dauerhafte Finanzierung abzusichern. Zusätzlich wäre im Sinne einer perspekti-

vischen Weiterentwicklung eine Ausweitung auf alle reparaturfähigen Konsumgüter sowie regelmä-

ßige Evaluierungen der ökologischen und wirtschaftlichen Effekte anzudenken.  

 

Die Integration einer Reparaturförderung wäre aus mehreren Gründen sachlich geboten. Eine ge-

setzliche Verankerung der Geräte-Retter-Prämie schafft zunächst die notwendige Rechts- und Pla-

nungssicherheit für Konsument*innen sowie für Reparaturbetriebe, wodurch Investitionen und ein 

nachhaltiger Ausbau entsprechender Angebote begünstigt werden. Darüber hinaus trägt eine ver-

bindlich geregelte Fördermaßnahme wesentlich zu einer effektiven Umsetzung der EU-Richtlinie bei, 

da diese nicht nur rechtliche Rahmenbedingungen vorsieht, sondern ausdrücklich konkrete Maß-

nahmen zur Förderung der Reparatur verlangt. 

 

Zugleich leistet eine finanzielle Unterstützung von Reparaturen einen unmittelbaren Beitrag zur Er-

reichung von Klima- und Ressourcenschutzzielen, da sie die Lebensdauer von Produkten verlängert 

und dadurch Emissionen sowie Abfall reduziert. Die vorgeschlagene Maßnahme steht auch im Ein-

klang mit den Beschlüssen der Landesumweltreferent*innenkonferenz, welche eine Weiterführung 

und Ausweitung bestehender Förderinstrumente ausdrücklich einfordert. Schließlich sind auch posi-

tive wirtschaftspolitische Effekte zu erwarten, da insbesondere regionale Reparaturbetriebe gestärkt 

und zusätzliche Wertschöpfung im Inland generiert werden können. 

 

Der vorliegende Gesetzesentwurf stellt einen wichtigen Schritt dar, bleibt jedoch ohne verbindliche 

Fördermaßnahme unvollständig. Es wäre daher die gesetzliche Verankerung und finanzielle Absi-

cherung der Geräte-Retter-Prämie zu empfehlen, zumal diese die Wirksamkeit des Gesetzes erheb-

lich steigern, die Vorgaben der EU-Richtlinie vollständig erfüllen und einen substanziellen Beitrag zu 

Klimaschutz und Kreislaufwirtschaft leisten würde. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag. Martin Hassfurther 

Senatsrat 
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Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 63 (zu GZ: MA63-387901-2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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